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Berlin ist eine Stadt, die Wandel nicht 
nur kennt, sondern lebt. Vom geteilten 
Nachkriegsberlin zur kreativen Start-up-
Metropole – jede Epoche brachte neue 
Herausforderungen und Chancen. Auch 
heute steht die Hauptstadt wieder an ei-

nem Wendepunkt und mitten in einem 
umfassenden Transformationsprozess. 
Doch es geht längst nicht mehr nur um 
politische Kurskorrekturen oder wirt-
schaftliche Anpassungen, sondern um 
eine grundlegende, zeitgemäße Neuaus-
richtung des urbanen Lebens. Ob Ener-
gie, Mobilität, Verwaltung oder Stadt-
entwicklung – alle Bereiche sind 
betroffen. Und der Wandel vollzieht sich 
schneller, technologiegetriebener und 
komplexer als je zuvor.

Zwei Aufgaben sind dabei maßgeblich 
für die Zukunft Berlins entscheidend: die 
Erreichung der Klimaneutralität und die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 
Beide Themen sind eng miteinander ver-
knüpft und sie zeigen, dass Transforma-
tion nur gelingen kann, wenn sie strate-
gisch gedacht, sozial ausgewogen und 
finanziell tragfähig gestaltet wird. Ge-
nau hier kommen auch wir als Förder-
bank ins Spiel.

Transformation finanzieren – aber wie?

Berlin steht vor einer gewaltigen Investi-
tionsaufgabe. Um das im nationalen Kli-

maschutzplan 2050 formulierte Ziel eine 
Treibhausgasminderung von bis zu 90 
Prozent gegenüber 1990 zu erreichen, 
braucht es erhebliche finanzielle Mittel. 
Dabei belaufen sich die Kosten der Kli-
mawende insgesamt auf rund 190 Milli-

arden Euro – für Maßnahmen in den 
 Bereichen Energie, Mobilität und Ge-
bäudehülle. Diese Summen kann die öf-
fentliche Hand nicht allein stemmen. 
Über 80  Prozent der Mittel müssen aus 
der Privatwirtschaft kommen. Dabei 
werden die öffentlichen Mittel des Lan-
des gezielt als Hebel eingesetzt, um pri-
vate Investitionen zu mobilisieren. Umso 
wichtiger ist es, die richtigen Rahmen-
bedingungen zu setzen. Es braucht ein 
stabiles Fundament aus Investitionssi-
cherheit, Planungssicherheit und finan-
ziellem Spielraum. Die IBB Gruppe steht 
bereit, diesen Wandel mit ihrer Experti-
se, unserer Strukturierungskompetenz 
und passgenauer Förderung aktiv zu be-
gleiten. 

Über 100 Milliarden Euro 
Investitionsbedarf bis 2035 

Bereits 2023 haben IBB-Volkswirte den 
Investitionsbedarf für eine klimaneutrale 
Zukunft auf 45 Milliarden Euro bis 2045 
beziffert. Eine neue Analyse, die die IBB 
im April 2025 gemeinsam mit dem Ost-
deutschen Bankenverband (OstBV) und 
den Unternehmensverbänden Berlin-

Brandenburg (UVB) durchgeführt hat, 
zeigt nun: Mindestens 108 Milliarden 
Euro müssen in den kommenden zehn 
Jahren allein in die Sanierung und Mo-
dernisierung der öffentlichen Infrastruk-
tur in Berlin fließen, heißt bis 2035 rund 
10 Milliarden Euro jährlich. Damit sollen 
Straßen, Brücken, Schulen, Universitäten, 
Wasser- und Wärmenetze umfassend mo-
dernisiert und klimafit gemacht werden. 
Mit 48 Milliarden Euro entfällt nahezu 
die Hälfte der Summe auf den Gebäude-
sektor, also auf Wohngebäude, Turnhal-
len, Rathäuser oder Polizeiwachen. Es 
folgen der öffentliche Nahverkehr mit 
17  Milliarden Euro, der Bildungssektor 
aus Hochschulen, Schulen und Kitas mit 
13 Milliarden und die landeseigenen Be-
triebe wie BVG, Berliner Wasserbetriebe 
oder Berliner Energie und Wärme mit 
11 Milliarden Euro. 

Im Schnitt hat Berlin in den vergangenen 
Jahren rund drei 3 Milliarden Euro jähr-
lich aus dem Haushalt investiert, zuletzt 
etwa 4,5 Milliarden Euro. Zwar kann das 
Land mit rund 350 Millionen Euro jähr-
lich aus dem neuen Sondervermögen 
rechnen, ergänzt durch einen möglichen 
jährlichen Kreditspielraum von etwa 700 
Millionen Euro. Doch selbst mit diesen 
Mitteln bleibt eine erhebliche Finanzie-
rungslücke. Ohne zusätzliches privates 
Kapital und neue Finanzierungsmodelle 
wird der notwendige Wandel nicht zu 
stemmen sein. 

IBB mit neuem Bereich 
„Transition Finance“ 

Um diese Lücke gezielt zu adressieren, 
startet die IBB im Juli 2025 mit ihrem neu-
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en Bereich „Transition Finance“. Hier bün-
deln wir unsere Kompetenzen, um Trans-
formationsprojekte von Unternehmen, 
öffentlichen Einrichtungen und Infra-
strukturträgern passgenau zu begleiten. 

Der Fokus liegt auf ambitionierten Vor-
haben in den Bereichen Klimaschutz, 
Energieeffizienz und nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung – gerade dort, wo 
klassische Förderansätze nicht ausrei-
chen oder neue Impulse erforderlich 
sind.

ÖÖP als Zukunftsmodell

Neben Public-Private Partnerships (PPP) 
werden insbesondere Öffentlich-Öffentli-
che-Partnerschaften (ÖÖP) als erfolgver-
sprechende Modelle betrachtet. Sie set-
zen auf Kooperationen innerhalb des 
öffentlichen Sektors – etwa zwischen 
dem Land Berlin und landeseigenen Un-
ternehmen – und eröffnen neue Spiel-
räume für die Finanzierung zentraler In-
frastrukturprojekte.

Auch die IBB hat in den vergangenen 
Jahren gute Erfahrungen bei der Finan-
zierung solcher ÖÖP gesammelt. Bei-
spiele sind die Berliner Schulbauoffensi-
ve oder auch die Rekommunalisierung 
des Fernwärmenetzes. Bei diesem 
 Modell setzt die öffentliche Hand auf 
die Zusammenarbeit zwischen staatli-
chen Einrichtungen – ohne Einbindung 
privater Unternehmen. Durch Eigenka-
pitalzuführungen an öffentliche Unter-
nehmen können die Finanzierungsbe-
dingungen verbessert und größere 
Investitionsspielräume ermöglicht wer-
den. Eine eigenständige, kreditfähige 
öffentliche Einrichtung übernimmt die 
Finanzierung, während das Land Berlin 
als Auftraggeber und Nutzer auftritt.

Im Fall der Schulbauoffensive beispiels-
weise errichtet ein landeseigenes Woh-
nungsbauunternehmen neue Schulen 
und vermietet sie langfristig an die Be-
zirke – die Mietzahlungen dienen der 
Kredittilgung. Diese interessenwahren-
de Kooperation stellt sicher, dass die 
Kontrolle über die Projekte vollständig 
beim Land Berlin verbleibt.

Angesichts begrenzter Haushaltsmittel 
wird der Berliner Senat künftig verstärkt 
auf das ÖÖP-Modell setzen, etwa im 
Wohnungsbau, im Hochschulbereich 
oder bei der Entwicklung des ehemaligen 
Flughafens Tegel. Die IBB wird diesen 
Weg – besonders mit ihrem bereits er-
wähnten neuen Bereich „Transition Fi-
nance“ – gezielt unterstützen und eine 
Schlüsselrolle bei der Strukturierung und 
Umsetzung übernehmen.

Rekommunalisierung als 
Wegbereiter der Wärmewende 

Im April 2024 hat die IBB das Land Berlin 
bei der Übernahme der Vattenfall Wärme 
Berlin AG – heute BEW Berlin Energie 
und Wärme GmbH – mit einem Krediten-
gagement von 1,5 Milliarden Euro beglei-
tet. Damit ist die Fernwärmeversorgung 
des Landes wieder in öffentlicher Hand. 

Mit der Rückführung dieses zentralen 
Versorgungsnetzes wurde zugleich die 
Grundlage geschaffen, um die nächste 
Phase der Wärmewende einzuleiten: die 
Dekarbonisierung. Dafür braucht es unter 
anderem eine verlässliche kommunale 
Wärmeplanung, damit Fördermittel ge-
zielt und wirksam eingesetzt werden 
können. Und eine Verwaltung, die schnel-
ler entscheidet. Denn zu oft werden 
Transformationsprojekte durch lang-
wierige Verfahren, überlastete Struktu-
ren  oder fehlende Koordination ausge-
bremst. Gerade bei Bauvorhaben, Anträ-
gen und Genehmigungen ist Geschwin-
digkeit ein entscheidender Hebel. Wenn 
Berlin bei der Transformation erfolgreich 
sein will, muss es gelingen, Verfahren zu 
beschleunigen und flexibler zu gestalten. 
Da Setzt die IBB große Hoffnung in das 
angekündigte Landesorganisationgesetz 
des Berliner Senats. Dieses soll einen gro-
ßen Wurf mit Unterstützung der Opposi-
tionsparteien im Abgeordnetenhaus von 
Berlin ermöglichen.

Infrastrukturkonferenz bringt 
Akteure an einen Tisch

Um den Wandel noch konkreter voranzu-
bringen, hat die IBB bereits Anfang des 

Jahres zentrale Akteure aus Politik, Fi-
nanzsektor und Infrastrukturunterneh-
men zur „Infrastrukturkonferenz“ in die 
IBB eingeladen. Ziel war es, gemeinsam 
zu diskutieren, wie sich die Rahmenbe-
dingungen für Investitionen in die Ener-
giewende und die Dekarbonisierung der 
Wirtschaft weiter verbessern lassen. 

Im Zentrum der Gespräche stand vor al-
lem die Frage, wie sich zusätzliches pri-
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Berlin steht vor einer umfassenden Trans-
formation – ökologisch, infrastrukturell 
und sozial. Die Klimaneutralität bis 2045 
und der Ausbau bezahlbaren Wohnraums 
erfordern gewaltige Investitionen: Über 
100 Milliarden Euro bis 2035 allein für die 
öffentliche Infrastruktur. Die IBB etabliert 
dazu mit „Transition Finance“ einen neuen 
Förderbereich, der Transformationsprojek-
te gezielt strukturiert – insbesondere dort, 
wo klassische Förderinstrumente nicht grei-
fen. Neben Public-Private Partnerships ge-
winnen laut IBB Öffentlich-Öffentliche-
Partnerschaften zunehmend an Bedeu-
tung. Die IBB spielt dabei eine zentrale 
Rolle, etwa bei der Schulbauoffensive oder 
der Rekommunalisierung des Fernwärme-
netzes. Auch sicherheitsrelevante Finanzie-
rungen rücken angesichts geopolitischer 
Entwicklungen stärker in den Fokus. Der 
Text beleuchtet, wie Förderbanken finanzi-
elle Hebel wirksam einsetzen können, um 
Transformationen strategisch, sozial ausge-
wogen und nachhaltig zu gestalten. (Red.)
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vates Kapital gezielt mobilisieren lässt – 
als notwendige Ergänzung zu den 
begrenzten öffentlichen Mitteln. Es ging 
darum, wie Investitionssicherheit er-
höht, die Energie- und Wärmeinfra-
struktur als Treiber des Wandels gestärkt 
und Planungs- sowie Genehmigungspro-
zesse spürbar beschleunigt werden kön-
nen. Der intensive Austausch hat ge-
zeigt, wie wichtig es ist, dass alle 
Akteure an einem Strang ziehen – nur 
so schafft man die Voraussetzungen da-
für, dass Investitionen wirksam, schnell 
und zielgerichtet zur Umsetzung der Kli-
maziele beitragen. 

Sicherheitswirtschaft im 
Spannungsfeld der Nachhaltigkeit

Neben Klima- und Infrastrukturfragen 
rücken angesichts der veränderten 
geopolitischen Lage auch Fragen der 
Sicherheits- und Verteidigungsfähig-
keit stärker in den öffentlichen Fokus – 
auch für Förderbanken wie uns. Inves-
titionen in die innere Sicherheit und 
äußere Verteidigung gelten mittler-
weile als zentrale Voraussetzung für 
die Stabilität demokratischer Gesell-
schaften. Gleichzeitig stehen sie im 
Spannungsfeld zu den globalen Nach-
haltigkeitszielen – etwa, wenn hohe 
Rüstungsausgaben Mittel für Klima-
schutz, Bildung oder soziale Gerechtig-
keit binden.

Vor diesem Hintergrund prüft die IBB 
aktuell intensiv ihren Umgang mit si-
cherheitsrelevanten Industrien in Berlin. 
Das Ziel ist es, Klarheit und Transparenz 
darüber zu schaffen, welche Vorhaben 
im Rahmen des öffentlichen Auftrags fi-
nanzierbar sind und welche eben nicht. 
Grundlage bleibt der bewährte Nachhal-
tigkeitsrahmen. In ihren Nachhaltigkeits-
leitlinien hat die IBB Ausschlusskriterien 
definiert – für Kredite, Zuschüsse, Avale 
und Beteiligungen. Wir unterscheiden 
zwischen kon troversen Geschäftsprak-
tiken (zum Beispiel Menschenrechtsver-
letzungen), die grundsätzlich ausge-
schlossen sind, und kontroversen 
Geschäftsfeldern (unter anderem Rüs-
tungs- und Waffenindustrie), die im Ein-
zelfall geprüft werden.

Besonders differenziert werden dabei so-
genannte Dual-Use-Güter betrachtet, 
also Technologien mit sowohl ziviler als 
auch militärischer Anwendung. Hier gilt: 
Nicht der Anteil zivil nutzbarer Kompo-
nenten entscheidet, sondern eine sorgsa-
me, kontextbezogene Prüfung. Denn die 
IBB weiß, dass Verteidigungsausgaben, 
zum Beispiel für modernste Abwehr-
technologie, wichtige Spillover-Effekte 
 erzeugen können, die zur Stärkung der 
technologischen Souveränität und Inno-
vationskraft beitragen und damit auch 
zentrale volkswirtschaftliche Segmente 
nachhaltig beeinflussen. 

Die Haltung der IBB ist aber klar: Was 
völkerrechtlich geächtet ist, bleibt für 
uns ausgeschlossen. Aber die IBB ver-
schließt nicht die Augen vor den sicher-
heitspolitischen Realitäten. Vielmehr ist 
es der Anspruch der IBB, auch hier ver-
antwortungsvoll abzuwägen – mit Au-
genmaß, Klarheit und im Einklang mit 
ihrem öffentlichen Auftrag.

Gleichzeitig bleibt sie soziale Infrastruk-
tur entscheidend für den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt – allen voran der 

Wohnungsmarkt. Die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum ist neben dem Ziel 
der Klimaneutralität eine der drängends-
ten sozialen Aufgaben dieser Zeit, gera-
de in Berlin. Der anhaltend starke Zuzug 
in die Hauptstadt, derzeit etwa ein Pro-
zent pro Jahr, verschärft den Druck auf 
den Wohnungsmarkt deutlich. Wie Berlin 
steht fast jede Großstadt in Deutschland 
vor ähnlichen Schwierigkeiten. 

Wohnraum sichern – 
sozial und zukunftsfähig 

Gleichzeitig profitieren man hier aber 
von einem stabilen und gut funktionie-
renden Programm der Landesregierung 
zur Förderung des sozialen Wohnungs-
baus. Besonders erfreulich ist, dass erst-

mals seit der im Jahr 2014 wieder einge-
führten Wohnungsneubauförderung mit 
mehr als 5 000 Bewilligungen für den Bau 
von Sozialwohnungen die vom Land Ber-
lin gesetzte Zielmarke überschritten wer-
den konnte. Insgesamt wurden 5 188 
Wohneinheiten mit einem Volumen von 
1,3 Milliarden Euro bewilligt – ein starkes 
Zeichen dafür, dass gezielte Fördermaß-
nahmen Wirkung entfalten und einen 
wichtigen Beitrag zur Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum leisten. 

Dennoch bleibt die Lage auf dem Berli-
ner Wohnungsmarkt angespannt. Wirt-
schaftliche Unsicherheiten, steigende 
Baukosten, hohe Zinsen, Fachkräfte-
mangel und langwierige Verwaltungs-
prozesse erschweren Neubau und Sanie-
rung spürbar. Viele Vorhaben werden 
verschoben oder gar nicht erst umge-
setzt. Auch hier hegt man große Erwar-
tungen in das am 5. Dezember 2024 vom 
Berliner Landesparlament verabschiede-
te „Schneller-Bauen-Gesetz“. Ziel dieses 
Gesetzes ist es, Planungs-, Genehmi-
gungs- und Bauprozesse zu beschleuni-
gen und die Rahmenbedingungen für 
die Bau- und Wohnungswirtschaft zu 

verbessern. Hinzu kommen zusätzliche 
Herausforderungen im Bereich der Ener-
gieeffizienz. Strengere Auflagen und 
gestiegene Standards führen häufig zu 
deutlich höheren Baukosten. Hier sind 
neue, ganzheitliche Ansätze gefragt. 
Die Dekarbonisierung der Fernwärme 
könnte beispielsweise auch hier helfen, 
den Aufwand für teure Isolierungsmaß-
nahmen zu verringern, ohne beim Kli-
maschutz Abstriche zu machen. 

Die Aufgaben sind groß, aber mit klarer 
Strategie, mutiger Umsetzung, guter Zu-
sammenarbeit und gezielter Förderung 
auch lösbar. Mit den Instrumenten der IBB, 
ihrer Erfahrung und ihrem Engagement 
unterstützt sie das Land Berlin dabei, die 
Transformation aktiv zu gestalten. Für ein 
starkes, zukunftsfähiges Berlin.

„Der anhaltend starke Zuzug in die Hauptstadt  
verschärft den Druck auf den Wohnungsmarkt deutlich.“


